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Am 22. September nutzte Präsident Gotabaya Rajapaksa seinen Sieg bei den Parlamentswahlen im
August voll aus, um umfassende Verfassungsreformen einzuführen, die das Parlament praktisch
machtlos werden lassen.

Sein Vorschlag für die zwanzigste Verfassungsänderung würde die neunzehnte aufheben, die die
Befugnisse des/r PräsidentIn erheblich einschränkte. Diese Einschränkungen wurden 2015 als
Reaktion auf die zunehmend autokratische Herrschaft von Mahinda Rajapaksa, dem Bruder des
derzeitigen Präsidenten angenommen, der bei einer Wahl Anfang 2015 geschlagen worden war.

Rolle des Präsidialamts

Diese Niederlage war durch ein Bündnis zwischen Maithripala Sirisena, einem früheren
Verbündeten von Rajapaksa und einem führenden Mitglied seiner Sri Lanka Freedom Party, SLFP,
und Ranil Wickremesinghe, dem Führer der United National Party, UNP, der traditionellen Partei
der herrschenden Klasse des Landes, herbeigeführt worden. Trotz der Wahlversprechen, das Amt
des Exekutivpräsidenten abzuschaffen, spiegelte der 19. Verfassungszusatz lediglich das
gegenseitige Misstrauen dieser beiden wider, indem er die Macht zwischen ihnen aufteilte.

Die Befugnisse des Exekutivpräsidenten sind umstritten, seit das Amt 1978 als Kernstück einer
neuen Verfassung geschaffen wurde, deren letztendlicher Zweck darin bestand, das Parlament zu
umgehen, um die Verabschiedung neoliberaler Reformen zur Demontage von Staats- und
Sozialeinrichtungen zu gewährleisten.

Der 20. Zusatzartikel von Gotabaya Rajapaksa verfolgt einen sehr ähnlichen Zweck. Normalerweise
würde ein solcher Änderungsantrag eine Mehrheit in einem Referendum erfordern, aber diese
Bestimmung der bestehenden Verfassung kann außer Kraft gesetzt werden, wenn es eine
parlamentarische Zweidrittelmehrheit gibt, die heute effektiv garantiert ist.

Die wichtigsten Auswirkungen der Änderung bestehen darin, dass der Präsident die Befugnis erhält,
alle MinisterInnen der Regierung, einschließlich des/r PremierministerIn, zu ernennen und
abzusetzen, das Parlament bereits nach einem Jahr statt wie bisher nach viereinhalb Jahren
aufzulösen, die Vorsitzenden wichtiger Kommissionen wie des Wahlausschusses, der Polizei- und der
Finanzkommission zu ernennen, RichterInnen, den/die Generalstaatsanwalt/-wältin und andere
Rechtsbeistände zu berufen und Gesetzesvorschläge innerhalb von 24 Stunden durch das Parlament
zu bringen, wenn sie als „dringend“ erachtet werden.

Darüber hinaus wird dem Präsidenten Immunität vor jeglicher Strafverfolgung gewährt. Warum der
Präsident dies für notwendig erachten sollte, darüber kann man spekulieren, aber viele haben
angedeutet, dass seine Zeit als Verteidigungsminister in der letzten und barbarischsten Phase des
Bürgerkriegs gegen die TamilInnen nicht näher untersucht werden dürfe. Darüber hinaus würde die
vorgeschlagene Änderung auch die Ernennung von Personen mit doppelter Staatsbürgerschaft in
Regierungsämter ermöglichen. Dies wird als eine Reform im Interesse der Gleichberechtigung
dargestellt, soll aber eher den Weg für die Einsetzung eines weiteren Bruders, Basil Rajapaksa, als
Finanzminister ebnen.
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Drohende Angriffe

Nur ein Präsident, der äußerst unpopuläre Maßnahmen durchsetzen will, bräuchte solche
Befugnisse, und genau damit sind die ArbeiterInnenklasse und die Unterdrückten Sri Lankas jetzt
konfrontiert. Die Kombination aus dem Abschwung des Welthandels und der Tourismusindustrie, die
durch die Verschuldung des Landes noch verschlimmert wird, garantiert einen Angriff auf
Arbeitsplätze, Löhne, Arbeitsbedingungen, Rechte und soziale Dienste.

Die Kehrseite der Medaille von Rajapaksas Wahlerfolg war natürlich die völlige Niederlage der
anderen Parteien – die UNP selbst wurde auf nur einen Sitz reduziert – aber viel wichtiger war, dass
die Wahl das völlige Fehlen einer Partei zeigte, die in der ArbeiterInnenklasse und den
Unterdrückten verankert ist und für sie kämpft. Die Ergebnisse der verschiedenen sozialistischen
Gruppen, die sich an der Wahl beteiligten, einige hundert Stimmen hier und da, unterstreichen dies
nur.

Die Aufgabe, vor der sie jetzt stehen, ist eine doppelte: alle Kämpfe der ArbeiterInnenklasse gegen
die unvermeidlichen Attacken von Rajapaksa zu unterstützen und so weit wie möglich eine vereinten
Widerstand aller bestehenden ArbeiterInnenorganisationen zu fordern und zu organisieren und
parallel dazu ein Aktionsprogramm zu entwickeln, das die ArbeiterInnenklasse von diesen
Auseinandersetzungen zum Kampf um die Macht führen und die Grundlage für eine Partei der
ArbeiterInnenklasse bilden kann.

Alle SozialistInnen in Sri Lanka, ob Mitglieder von Organisationen oder nicht, sollten die
Notwendigkeit einer gründlichen Untersuchung der Ursprünge der gegenwärtigen Situation
anerkennen. Die Liga für die Fünfte Internationale hat ein bestehendes Aktionsprogramm für Sri
Lanka, das im Lichte der jüngsten Entwicklungen aktualisiert werden muss, und wir laden alle
Genossen und Genossinnen ein, mit uns über die wichtigsten Lehren zu diskutieren und darüber, wie
die ArbeiterInnenklasse jetzt voranschreiten sollte.
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